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Die Schweiz kommt nicht zur
Ruhe. Nach dem Zollstreit mit
den USA und einer Diskriminie-
rung von SchweizerMaschinen-
bauern in Italien muss der Bun-
desrat bereitswieder einen Scha-
den fürdieWirtschaft abwenden.
Dieses Mal kommt der Abschot-
tungsversuch aus Brüssel – und
auf dem Spiel steht nicht weni-
ger als der grösste Absatzmarkt
der Schweiz.

Konkret: Die EU prüft unter
dem Titel «Made in EU» neue
Herkunftsregeln. Deren Kern:
Was mit Steuergeldern gekauft
oder unterstützt wird, muss von
EU-Firmen kommen.Damit stellt
sich die Frage: Was heisst das
fürdie Schweiz?Würden ihre Pro-
dukte ausgeschlossen, drohten
SchweizerUnternehmenbeimEx-
port in die EU schwere Nachteile.

Die Folgen kämen die Schweiz
um ein Vielfaches teurer zu ste-
hen als der Zollstreit mit den
USA. Imvergangenen Jahrgingen
rund 51 Prozent aller Schwei-
zer Exporte in die EU. Allein die
Techindustrie verkaufte Waren
im Wert von über 38 Milliarden
Franken dorthin.

Entsprechend alarmiert ist die
Schweizer Wirtschaftsdiploma-
tie, wie Recherchen zeigen.

Schliesst «Made in Europe»
die Schweiz aus?
Aber der Reihe nach. Heute be-
rät der Europäische Rat, wie die
EU wettbewerbsfähiger werden
kann.Die Unionwill auf den US-
Zollkonflikt und die Abhängig-
keit von China reagieren. Dazu
erwägt Brüssel den radikalsten
Umbau der europäischen Wirt-
schaftspolitik seit Jahrzehnten.

Das Ziel: Die EUwill ihre ange-
schlagene Industrie vor den billi-
gen Importen ausAsien schützen
und gleichzeitig den klimaneut-
ralen Umbau beschleunigen.Teil
des Plans sind Gesetze, die eu-
ropäische Anbieter bevorzugen
und den Zugang zu öffentlichen
Aufträgen und Subventionen an
strikte Herkunftskriterien knüp-
fen würden. In Sektoren wie der
Batterieproduktion will Brüssel
den Anteil ausländischer Inves-
toren auf 49 Prozent begrenzen.

Als Vorbild dient ausgerech-
net die lange von der EU kriti-
sierte chinesische Industriepoli-
tik «Made in China 2025». Diese
gewährt ausländischen Firmen
den Zutritt zum lukrativen chi-
nesischenMarkt nur dann,wenn
sie sich mit chinesischen Part-
nern zu einem Joint Venture zu-
sammenschliessen.

Treibende Kraft hinter «Made
in Europe» ist Frankreich. «Um
unser Europa zu einer Macht zu
machen,müssenwir europäische
Produkte bevorzugen», begrün-
dete Präsident Emmanuel Ma-
cron die Abkehr von der bishe-
rigen Politik im Interview mit
dieser Redaktion.Unterstützung
erhält er von über 1100 Wirt-
schaftsführern, die einenAufruf
des französischen EU-Kommis-
sars Stéphane Séjourné zu ei-
ner europäischen Industriepoli-
tikmitunterzeichneten – darun-
ter solche aus der Schweiz.

Einer davon ist Andy Yen, Chef
der Techfirma Proton. Die USA
und China gewährten ihren Un-
ternehmenVorzugsbehandlung,
begründet er seine Unterstüt-
zung. «In einer Welt, in der der
Wettbewerb nicht mehr fair ist,
ist es nicht mehr angemessen,
dass Europa seine Märkte nai-
verweise offen hält.»

Bloss: Wer genau zu Europa
gehört und wer nicht, darüber
gehen in Brüssel die Meinungen
auseinander. So wurde der An-
satz unterAufsicht von Séjourné
kurzerhand von «Made in Euro-
pe» auf «Made in EU/EWR» ge-
ändert. Damit wäre die Schweiz
draussen und würde als Dritt-
staat eingestuft, ein europäisches
Land zwar, aber auf der gleichen
Stufewie China – trotz Freihan-
delsabkommen.Trotz der bishe-
rigen Bilateralen und trotz der
neuen EU-Verträge.

Freihandelsabkommen
würde verletzt werden
Sollte die EU am EU/EWR-
Grundsatz festhalten, begibt sie
sich juristisch aufs Glatteis. Das
sagt Michael Hahn, Professor
für Europa- und Wirtschafts-
völkerrecht an der Universität
Bern. «Einige der Instrumente
im Gesetzesentwurf sind recht-
lich fragwürdig, weil sie wohl
gegen das Freihandelsabkom-
menmit der Schweiz und gegen
WTO-Recht verstossen.»

Nach den Regeln der Welt-
handelsorganisation (WTO) seien

Subventionen, die davon abhin-
gen, dass einheimische Produkte
statt Importware verwendetwür-
den, klarverboten.Auch verbind-
liche Quoten für Produkte «Made
in EU» seien problematisch.

Trotz der harten Linie lässt
derGesetzesentwurf der EU eine
Tür für enge Partner offen. Zwar
definiert Brüssel den «Unions-
Ursprung» streng als Produktion
innerhalb der EU oder des EWR.
Doch der Entwurf gibt der EU-
Kommission dieMacht,Ausnah-
men festzulegen: Sie kann be-
stimmte Drittstaaten so einstu-
fen, dass deren Bauteile rechtlich
doch als «Made in EU» gelten.

Für die Schweizer Diploma-
tie sei dies der entscheiden-
de Ansatzpunkt, sagt Michael
Hahn. «Bernmuss Brüssel davon
überzeugen, diese Möglichkeit
zu nutzen, um für die Schwei-

zer Industrie eine Gleichbehand-
lungmit denWettbewerbern aus
EU/EWR zu erreichen.»

Genau das scheint die Schwei-
zer Wirtschaftsdiplomatie zu
versuchen, bei zahlreichen Ge-
sprächen mit verschiedenen
Europäern. Es läuft eine eigent-
liche diplomatische Offensive –
abgehalten ohne viel Aufsehen,
um die innenpolitische Diskus-
sion über die Bilateralen III nicht
zu beeinflussen. In deren Zent-
rum steht einmal mehr Helene
Budliger Artieda.

Ausserordentliches Treffen
des Gemischten Ausschusses
Unbemerkt von der Öffentlich-
keit nahm die Seco-Chefin ver-
gangeneWoche in Zypern am in-
formellen Treffen der EU-Wirt-
schaftsminister teil. Davor redete
sie amWEFund bei Terminen in
Berlin und Bern mit allen mög-
lichen Europäern. Ende Janu-
ar entschied sich die Schweiz
sogar, ein selten verwendetes
diplomatisches Mittel zu ergrei-
fen: Sie berief ein ausserordent-
liches Treffen des Gemischten
Ausschusses zum Freihandels-
abkommen ein, um dagegen zu
protestieren, dass die EU bei
derVerdoppelung der Stahlzölle
auch die Schweiz treffen würde.
Die SchweizerWirtschaft ist be-
sorgt über die europäischen Plä-
ne. Europa sei in einer schwieri-
gen Situation undmüsse schnell
die Wettbewerbsfähigkeit ver-
bessern, sagt François Baur, der

Leiter für Europa-Angelegen-
heiten beimWirtschaftsverband
Economiesuisse. Am heutigen
EU-Gipfel etwa geht es zwar erst
um Grundsätze und nicht um
konkrete Gesetzestexte.Dennoch
würden die Entscheidungen die
spätere Definition von «Made in
Europe» beeinflussen, sagt Baur.

Economiesuisse drängt in
Brüssel darauf, dass die EU nicht
zwischen Mitgliedsstaaten und
anderen Ländern unterscheidet,
sondern sich an den Lieferketten
ihrer Unternehmen orientiert.
«Europa muss in Wirtschafts
räumen denken, und da gehört
die Schweiz dazu», sagt Baur.

Keine Ausgrenzung der
Schweizmit Bilateralen III?
Economiesuisse fordert aller-
dings auch, dass die Schweiz vor-
wärtsmacht und rasch die Bilate-
ralen III annimmt.Diesewürden
zwarnicht vor jederDiskriminie-
rung schützen, sagt Baur. «Aber
mit den Bilateralen III hättenwir
es jetzt einfacher. Siewären eine
Basis, um mit der EU über die
Umsetzung von ‹Made in Euro-
pe› zu diskutieren.»

Ähnlich argumentiert das
Staatssekretariat für Wirtschaft
(Seco). Neue Regeln im öffent-
lichen Beschaffungswesen sei-
en nicht Teil der Bilateralen III,
teilt Sprecher FabianMaienfisch
mit. «Geregelte und stabile Be-
ziehungen ermöglichen aller-
dings einen offenen Austausch
über solche Fragen.»

Das Seco pocht bei der EU der-
weil auch darauf, dass diese be-
stehende Verträge einhält. «Im
aktuellen globalen Umfeld ist
es wichtig, dass eng verflochte-
ne Volkswirtschaften ihre Han-
delsbeziehungen stärken, an-
statt neueHürden zu errichten»,
so Maienfisch. «Allfällige Mass-
nahmen müssen im Einklang
mit deren Verpflichtungen im
Rahmen internationalerAbkom-
men stehen.»

Damit entspricht das Seco
den Forderungen des Schwei-
zerischen Gewerbeverbands.
DirektorUrs Furrer sagt: «Wir er-
warten, dass die Schweiz auf das
Einhalten internationaler Ver-
träge pocht – durchaus imWis-
sen darum, dass wir zusehends
in einermacht- statt regelbasier-
tenWelt leben.»

Wer derzeit ihre Verbünde-
ten sind, hat die Schweiz bereits
ausgemacht.Auf starkeAbschot-
tung drängt Frankreich. Nordi-
sche Staaten, Deutschland und
auch Italien fürchten hingegen
darum, dass die Lieferketten
ihrer Industriebetriebe leiden
würden.

Mindestens 9 der 27 EU-Län-
der sind derzeit dagegen, über-
haupt «Made in Europe»-Regeln
einzuführen. Unter den ande-
ren gibt es mehrere, welche die
Schutzmauer um ganz Europa
und nicht nur um die EU zie-
hen wollen. Das Seilziehen am
heutigen EU-Gipfel in Belgien
wird hart.

Die EUwill ihreWirtschaft abschotten –
und bedroht Schweizer Unternehmen
Die Gefahr von «Made in EU» Die Schweiz hat eine diskrete Diplomatie-Offensive gestartet.
Sie will verhindern, dass Brüssel hiesige Firmen durch neue Herkunftsregeln benachteiligt.

Unter dem Präsidenten treibt Frankreich die Abschottung der EU-Wirtschaft voran: Emmanuel Macron besucht ein Stahlwerk im nordfranzösischen Mardyck. Foto: Benoit Tessier (AFP)

Wer genau
zu Europa gehört
undwer nicht,
darüber gehen
in Brüssel
dieMeinungen
auseinander.
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Zahlen wir künftig weniger, wenn KI in die Arbeit involviert ist? Foto: Keystone

Rafael Zeier

Es liest sich wie der Anfang
einesWitzes, was die
«Financial Times» da berichtet:
Der Finanzprüfer KPMG
International habe bei seinem
eigenen Finanzprüfer, Grant
Thornton, die Preise gedrückt.
Mit dem Argument dank KI
könne man bei Finanzprüfun-
gen Kosten sparen, und KPMG
International als Kunde wolle
nun weniger bezahlen. Sonst
würde man sich nach einem
neuen Finanzprüfer umschauen.

Die Drohung hat offensichtlich
gewirkt. Laut «Financial

Times» bezahlt KPMG Inter-
national nun 14 Prozent
weniger als im Vorjahr.

Begehrlichkeiten von Kunden
und Spott liessen nicht lange
auf sich warten, wie ein Blick
in die Kommentarspalten
und Diskussionsforen zeigt.

Wie immer bei solchen
Meldungen muss man im
Hinterkopf behalten, dass
das jemand ausgeplaudert hat
und damit KPMG International
schaden wollte. Gut möglich,
dass alles ein bisschen
aufgeblasen und dann nicht
ganz so dramatisch ist.

Aber ungeachtet dessen sind
der Schaden und die Diskussion
um KI-Einsparungen nun mal
da. Im Artikel der «Financial
Times» versucht KPMG Inter-
national darum, die KI-Debatte
von den Spareffekten weg-
zulenken.Wörtlich erklärt das
Unternehmen: «Die grösste
und wahrscheinlichste Ver-
änderung durch KI wird eine
Verbesserung der Qualität
von Finanzprüfungen sein.»

Man kann nun über die miss-
liche Lage von KPMG Internati-
onal schmunzeln oder sich
die ganz grosse Frage stellen:
Was wird wirklich aus den

Effizienzgewinnen, die künst-
liche Intelligenz heute schon
bringt und künftig noch mehr
bringen wird? Die Versuchung
ist für viele Firmen gross, die
Gewinne selbst einzusacken.
Doch die Kunden sind nicht
doof. Das zeigt das Beispiel
von KPMG International
nur zu deutlich.

Sind wir bereit, dasselbe
zu bezahlen, wenn dieselbe
Leistung plötzlich automati-
siert und günstiger erbracht
werden kann? Die Diskussion
fängt gerade erst an. Und die
wird für die Unternehmen
nicht witzig.

Das KI-Eigengoal des Jahres
Der Finanzprüfer KPMG International will wegen künstlicher Intelligenz selbst weniger
für Finanzprüfungen bezahlen. Nur will seine Kundschaft das nun natürlich auch.

Michèle Binswanger

Die Veröffentlichung der Ep-
stein-Akten erlaubt nicht nur
einen Blick in menschliche
Abgründe. Auch die Reaktionen
darauf fördern nicht eben
Schmeichelhaftes zutage. Von
Anfang an wurde der Skandal
von allen politischen Seiten
instrumentalisiert: Angefangen
bei den US-Demokraten über
Donald Trumps Republikaner,
und nun mischt auch SP-Co-
Präsident Cédric Wermuth mit.

In einem TA-Gastkommentar
ortete er die Ursache der ab-
scheulichen Verbrechen Ep-
steins und seiner Komplizen
ausdrücklich nicht bei «indivi-
dualpsychologischen Störun-
gen», sondern deutete sie
politisch, ja klassenkämpfe-
risch. Es handle sich um ein
Problem der «neoliberalen
Eliten», deren Exponenten in
den letzten Jahren mit «Steuer-
senkungen, Deregulierung,
Sonderprivilegien» hofiert
worden seien. Das habe dazu
geführt, dass diese glaubten,
für sie gälten keine Regeln
mehr, soWermuths Analyse.

Tatsächlich beschreibt der
SP-Co-Präsident eine real
existierende wirtschaftspoliti-
sche Entwicklung der letzten
rund 30 Jahre, also während
der Epstein-Ära. Dies aber
als Ursache seiner Verbrechen
zu beschreiben, ist unredlich.
Wermuth blendet wichtige
Aspekte aus: Es waren eben
gerade nicht nur «neoliberale
Eliten», die sich auf Epstein
einliessen, sondern Mitglieder
der High Society jeglicher
politischer Couleur. Darunter
nicht nur linke Politiker wie Bill
Clinton. Sondern auch Aushän-
geschilder wie Noam Chomsky,
einer der schärfsten Kritiker
des Neoliberalismus.

Dass sich ein Klassenkämpfer
wieWermuth an einer Elite

abarbeitet, ist nachvollziehbar.
Stossend wird es, wenn er dafür
die Opfer sexuellen Miss-
brauchs für seine politischen
Ziele instrumentalisiert. Als ob
organisierter Menschenhandel
und die Ausbeutung von Frauen
eine Frage des Parteibuchs oder
des Einkommens wären.

An Gegenbeispielen mangelt es
leider nicht: In Grossbritannien
missbrauchten pakistanische
Banden über Jahrzehnte hin-
weg Tausende junge Frauen
sexuell. Auch dort gab es
Whistleblower, die aber unter
anderem von linken Behörden
und Politikern ignoriert wur-
den, aus Angst vor Rassismus-
Vorwürfen. Der Komiker Bill
Cosby missbrauchte über Jahre
hinweg Frauen, verabreichte
ihnen Drogen und verging sich
an ihnen. In einer Vielzahl
islamischer Länder gelten
Frauen bis heute als Menschen
zweiter Klasse und dürfen von
ihren Männern legal vergewal-
tigt werden. Gehören sie auch
zu den «neoliberalen Eliten»,
die glauben, für sie gälten
andere Regeln? Erwähnen
könnte man auch die Auslän-
derquote bei Femiziden hierzu-
lande, wo Männer mit Migrati-
onshintergrund gemessen an
ihrem Bevölkerungsanteil als
Täter deutlich überrepräsen-
tiert sind – was Linke gern mit
ihrer sozialen Herkunft aus
der Unterschicht entschuldigen.

All das verschweigt Wermuth,
weil es nicht zu seiner Politik
passt. Und weil die SP gerne
wegschaut, wenn die Täter
nicht reich oder nicht weiss
sind.Wer sich wirklich gegen
den Missbrauch von Frauen
engagieren will, muss sich
nicht auf Millionengehälter
und extreme Vermögen be-
schränken. Sondern er muss
Täter jenseits ideologischer
Scheuklappen identifizieren
und bestrafen. Alles andere
ist Zynismus.

Sexueller Missbrauch ist
keine Frage des Parteibuchs
Cédric Wermuth interpretiert den
Epstein-Skandal rein politisch. Eine Replik.

Die Regierungen in Europa
diskutieren gerade darüber,
wie sie sich ohne amerikani-
sche Hilfe verteidigen und ihre
Wirtschaft wieder in Schwung
bringen können. Ein Thema ist
in den Hintergrund getreten,
das bis vor kurzem noch über
Wohl undWehe der EU zu
entscheiden schien. Es ist, ja
richtig, die Migrationskrise.

Die Zahl der auf irregulären
Wegen ankommenden Men-
schen sinkt in Europa seit
zwei Jahren beständig. In der
Schweiz zum Beispiel gingen
die Asylgesuche im Jahr 2025
um 7 Prozent gegenüber dem
Vorjahr zurück; für 2026 rech-
net der Bund mit noch weniger.

Dieser Rückgang ist nicht
das Verdienst des Bundesrats,

sondern liegt vor allem an der
Politik der EU. Sie scheut nicht
davor zurück, mit nordafrikani-
schen Autokraten zusammen-
zuarbeiten, um Migrantinnen
und Migranten auf ihremWeg
nach Europa zu stoppen. Und
sie schafft darüber hinaus
immer mehr Möglichkeiten,
angekommene Migranten
schneller wegzuschicken.

Das Europaparlament hat diese
Woche zwei weitere Gesetzes-
verschärfungen verabschiedet
als Ergänzung zum europäi-
schen Migrationspakt, der im
Juni in Kraft treten wird. Bald
werden neue Abschieberegeln
hinzukommen, dann liegen alle
Instrumente der europäischen
Asylpolitik auf dem Tisch. Es
kann einen durchaus gruseln
bei deren Anblick.

Migranten aus mutmasslich
«sicheren Herkunftsländern»
werden in gefängnisartigen
Lagern eingesperrt. Abgelehnte
Asylbewerber müssen damit
rechnen, in Abschiebezentren
ausserhalb Europas zu landen.
Die Regierungen erhalten sogar
die Möglichkeit, ankommende
Migranten sofort in ein fernes
afrikanisches Land zu schicken,
das sie noch nie gesehen ha-
ben. Dort könnten sie dann
ihren Asylantrag stellen.

Ist das menschlich und poli-
tisch verwerflich? Es ist zu-
nächst einmal demokratisch
legitimiert. Die Europäische
Volkspartei (EVP) hat mit der
Forderung nach Asylrechtsver-
schärfungen die Europawahlen
gewonnen. Sie paukt ihr Pro-
gramm als stärkste politische

Kraft Europas durch und nutzt
dazu auch rechte Mehrheiten.
Die Brandmauerdebatten nimmt
sie in Kauf, was von einer gewis-
sen Skrupellosigkeit zeugt.

Man kann aber auch mildernde
Umstände anführen: Die alte
europäische Migrationspolitik
vermittelte den Bürgerinnen
und Bürgern das Gefühl, ihre
Regierungen hätten die Zuwan-
derung nicht im Griff. Die
zerstörerischeWirkung der
Migrationsdebatten äussert
sich überall in Europa im
Aufstieg extremer rechter
Parteien. Im Europaparlament
scheinen viele Sozialdemokra-
ten diesen Zusammenhang
aber immer noch zu ignorieren.

Die neuen europäischen
Asylregeln bieten nun fast

alles, was sich konservative
Regierungen auf dem ganzen
Kontinent wünschen –
inklusive der Möglichkeit,
Asylverfahren aus Europa
auszulagern. In der Theorie
klingt das verlockend, in
der Praxis ist es schwer vor-
stellbar, dass sich in Afrika
verlässliche Partnerländer
dafür finden.

Es ist jedenfalls höchste
Zeit, einen politischen Diskurs
zu beenden, der Migranten
nur als Gefahr und Bedrohung
begreift.

Eine Asylpolitik zumGruseln
In der EU könnenMigranten bald in gefängnisartigen Lagern eingesperrt oder in afrikanische Länder abgeschoben werden.

Es ist höchste
Zeit, einen
politischen Diskurs
zu beenden,
derMigranten
nur als Gefahr und
Bedrohungbegreift.

Josef Kelnberger
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